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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Die SPK-SR befand die Vorschläge der vom Nationalrat gutgeheissenen
parlamentarischen Initiative von Thomas Aeschi (svp, ZG) zur Einführung eines
Verordnungsvetos als zu kompliziert. Für ein paar wenige Verordnungen, die Probleme
verursachten, würde ein «monstre administratif» geschaffen, begründete
Kommissionssprecher Raphaël Comte (fdp, NE) die Empfehlung der SPK-SR, nicht auf
die Vorlage einzutreten. Dabei sei in der Kommission nicht nur die Frage der
Gewaltentrennung noch einmal – wie bereits bei der Diskussion um Folge geben –
erörtert, sondern auch die Stimme der Kantone angehört worden. Die Kantone seien
sehr skeptisch gegenüber der Idee eines Vetos, insbesondere deshalb, weil es zu
Verzögerungen bei der Umsetzung von Verordnungen führen könne. Die Gefahr eines
«Schwebezustandes» wurde denn auch vom neuen Ständeratsmitglied und Präsidenten
der Konferenz der Kantonsregierungen (KdK) Benedikt Würth (cvp, SG) ausgeführt. Eine
Minderheit der Kommission, angeführt von Peter Föhn (svp, SZ), verteidigte das allfällige
neue Parlamentsrecht mit der Begründung, dass es eben nur in Notfällen angewendet
und vor allem eine präventive Wirkung entfalten würde. Einen Befürworter fand das
Verordnungsveto auch in Pirmin Bischof (cvp, SO): Der Kanton Solothurn habe vor rund
30 Jahren ein solches Instrument eingeführt und es verhindere dort durchaus, «dass
Verwaltung und Regierung abheben». Eine Sichtweise, der der zweite Vertreter des
Kantons Solothurn, Roberto Zanetti (sp, SO), allerdings dezidiert widersprach: Es könne
schon sein, dass die Regierung deshalb nicht abhebe, es bestehe aber im Gegenzug
eben durchaus die Gefahr, dass die Parlamentarierinnen und Parlamentarier dies
aufgrund dieses Instruments täten. Im Schlussvotum wies Bundeskanzler Thurnherr
neben den erwähnten Argumenten darauf hin, dass das Parlament bereits heute über
Instrumente verfüge, um Verordnungen zu ändern. Mit 31 zu 7 Stimmen (keine
Enthaltung) folgte die kleine Kammer ihrer Kommission in der Herbstsession 2019 und
entschied sich, auf die Vorlage nicht einzutreten – trotz der langen und grossen
Vorarbeit, wie von den Vertretern der Kommissionsminderheit während der Debatte
immer wieder betont worden war. 1

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 25.09.2019
MARC BÜHLMANN

Parlamentsorganisation

Die Zusammensetzung des Büros des Ständerates gab Anlass zu Diskussionen. Im
Ständerat wird alljährlich neben dem Präsidenten, dem ersten und dem zweiten
Vizepräsidenten, ein Stimmenzähler sowie ein Ersatzstimmenzähler gewählt. In der
Regel – eine Wiederwahl bei den eidgenössischen Wahlen vorausgesetzt – rückt der
Ersatzstimmenzähler nach fünf Jahren sukzessive und quasi automatisch zum
Ständeratspräsidenten auf. Weil bisher in der kleinen Kammer vorwiegend die FDP und
die CVP das Sagen hatten, wurden in der Regel vor allem Angehörige dieser beiden
Parteien berufen. Seit 1919 stellten die FDP und die CVP je 41 Ständeratspräsidenten,
die SP und die SVP jeweils sechs und die LP zwei. Mit den eidgenössischen Wahlen 2011
hatte sich das Gewicht in der kleinen Kammer allerdings verschoben. Die SP verfügt
über gleich viele Sitze wie die FDP (je 11) und nur über zwei weniger als die CVP. Wenig
verwunderlich also, dass die SP im Berichtjahr mehr Proportionalität für das
Ständerats-Büro forderte. Die informelle Regel im Ständerat lautete bisher, dass sich
Freisinnige und Christlichdemokraten jeweils zwei Mal hintereinander abwechselten
und erst dann die SP oder die SVP zum Zug kamen. Diese informelle Regel sollte mit
einer Motion Roberto Zanetti (sp, SO) durchbrochen werden. Das Büro des Ständerates
lehnte die Motion mit der Begründung ab, dass Proportionalität bei fünf Mitgliedern
aufgrund von Rundungsschwierigkeiten nur bedingt möglich sei. Zudem seien die
Regeln bereits nach den Wahlen 2011 festgelegt worden und Änderungen seien deshalb
erst nach den Wahlen 2015 möglich. Nach den nächsten Wahlen solle diese Regel aber
noch einmal mit den Gruppenchefs diskutiert werden. Nach kurzer Debatte zog Zanetti
den Vorstoss wieder zurück. 2

MOTION
DATUM: 10.12.2014
MARC BÜHLMANN

1) AB NR, 2019 S. 942 ff.
2) AB SR, 2014, S. 1294 ff.; Mo. 14.3917; AZ, 5.9.14; BaZ, 19.9.14
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